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SUDANESISCHE FLÜCHTLINGE 

In Ägypten werden Menschen, die vor dem Konflikt aus dem Sudan fliehen, in hohen Zahlen willkürlich 

festgenommen und rechtswidrig abgeschoben. Die Festgenommenen werden bis zu sechs Wochen unter 

grausamen und unmenschlichen Bedingungen festgehalten, bevor sie in den Sudan abgeschoben werden, 

obwohl dort ein Konflikt tobt. Die Betroffenen haben weder die Chance auf ein ordnungsgemäßes Verfahren mit 

einer individuellen Risikobewertung noch die Möglichkeit, Asyl zu beantragen. Laut Schätzungen des UN-

Hochkommissariats für Flüchtlinge (UNHCR) waren allein im September 2023 rund 3.000 Menschen 

betroffen. Zehntausenden sudanesischen Staatsangehörigen droht weiterhin die Abschiebung. 

Die willkürlichen Festnahmen, Inhaftierungen und Abschiebungen sudanesischer Staatsangehöriger in Ägypten, 

allein aufgrund ihres Migrationsstatus, geben Anlass zu großer Sorge. Diese rechtswidrigen Abschiebungen 

erfolgen ohne individuelle Risikobewertung oder die Möglichkeit, Asyl zu beantragen. Weiteren Zehntausenden 

sudanesischen Flüchtlingen ohne Papiere – einschließlich derer, die auf einen Termin bei der UN-

Menschenrechtskommission (UNCHR) warten – droht die Abschiebung in den Sudan, wo seit April 2023 ein 

bewaffneter Konflikt tobt.  

Seit September 2023 führen ägyptische Polizei- und Grenzschutzeinheiten Massenfestnahmen von 

sudanesischen Flüchtlingen durch. Das UNHCR berichtet, dass allein in diesem Monat mindestens 3.000 

Menschen abgeschoben wurden. Die Massenfestnahmen fanden bisher vor allem im Großraum Kairo und in 

den Grenzgebieten des Gouvernements Assuan statt. In Kairo und Gizeh geht die Polizei gezielt und in Zivil mit 

Personenkontrollen gegen Schwarze Menschen vor, was Furcht unter Geflüchteten auslöst und viele dazu 

bringt, ihre Häuser nicht mehr zu verlassen. Diejenigen, die ohne gültige Ausweispapiere oder 

Aufenthaltsgenehmigungen angetroffen werden, werden festgenommen. Auch im Gouvernement Assuan sind 

sudanesische Geflüchtete gefährdet: beim Einsteigen in Busse, während der Busfahrt, auf den Straßen der 

Stadt Assuan, in den Außenbezirken, in abgelegenen Gebieten an der Grenze zum Sudan oder in öffentlichen 

Krankenhäusern bei der Behandlung von Verletzungen, die sie sich auf der Flucht zugezogen haben – überall 

droht ihnen die Festnahme. Die Geflüchteten werden anschließend auf Polizeiwachen, in Lagern der 

Bereitschaftspolizei oder in anderen behelfsmäßigen Hafteinrichtungen wie Lagerhäusern und Ställen von 

Militäranlagen für einen Zeitraum von einigen Tagen bis zu sechs Wochen festgehalten, bevor sie abgeschoben 

werden. Die Bedingungen in diesen Haftanstalten sind grausam und unmenschlich: Es herrscht Überbelegung, 

es fehlt an Zugang zu Toiletten und sanitären Einrichtungen, die Ernährung ist minderwertig und 

unzureichend, und Inhaftierte werden nicht angemessen medizinisch versorgt. 

Der Welle von Massenfestnahmen und -abschiebungen ging ein Erlass des Premierministers vom 29. August 

2023 voraus, der von ausländischen Staatsangehörigen in Ägypten verlangt, mit Hilfe von ägyptischen 

„Sponsor*innen“ und der Bezahlung von Gebühren ihren Status zu regeln. Gleichzeitig nahmen rassistische 

Äußerungen sowohl im Internet als auch in den Medien zu, und Regierungsvertreter*innen kritisierten immer 

offener die wirtschaftliche „Belastung“ durch die Aufnahme von Geflüchteten. 

HINTERGRUNDINFORMATIONEN 

Die ägyptische Regierung gab dem UNHCR gegenüber an, dass seit Ausbruch des Konflikts im Sudan im April 

2023 bis 14. März 2024 etwa 500.000 sudanesische Staatsangehörige nach Ägypten eingereist seien, etwa 



 

 

 

 

die Hälfte von ihnen ist ohne Aufenthaltspapiere. Im Mai 2023 forderte das UNHCR die Staatengemeinschaft 

auf, die Rückführung von Staatsangehörigen und Staatenlosen, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Sudan 

hatten, auszusetzen und Zivilpersonen, die aus dem Sudan fliehen, Zugang zu ihren Gebieten zu gewähren –  

auch denjenigen, die keinen Pass oder andere Ausweispapiere besitzen. Doch im selben Monat begannen die 

ägyptischen Behörden, die Einreise von sudanesischen Staatsangehörigen zusätzlich zu erschweren. Sie 

führten eine Visumspflicht für alle sudanesischen Staatsangehörigen ein. Darüber hinaus haben die Behörden 

die frühere Praxis, sudanesischen Staatsangehörigen auch mit abgelaufenen Pässen oder vorläufigen 

Reisedokumenten die Einreise zu gestatten, eingestellt. Für Jungen und Männer im Alter zwischen 16 und 50 

Jahren, die über den internationalen Flughafen Kairo nach Ägypten einreisen, wurden zusätzliche 

Sicherheitsprüfungen eingeführt. Angesichts dieser Maßnahmen sind Flüchtende zunehmend gezwungen, die 

Grenze ohne Einreisegenehmigung zu übertreten.  

Seit Beginn des Konflikts im Sudan haben die ägyptischen Behörden weder Statistiken vorgelegt noch 

öffentlich zugegeben, dass sie eine Abschiebestrategie verfolgen. Deswegen ist die genaue Zahl der seitdem in 

Ägypten festgenommenen und abgeschobenen sudanesischen Staatsangehörigen nicht bekannt. Zwischen April 

und September 2023 verzeichnete das UNHCR über 5.000 Abschiebungen aus Ägypten in den Sudan auf der 

Grundlage von abgelaufenen Ausweispapieren und/oder eines fehlenden Aufenthaltsstatus. Im November 2023 

wurden Berichten zufolge etwa 1.600 Sudanes*innen aus Ägypten abgeschoben, darunter auch registrierte 

Flüchtlinge.  

SCHREIBEN SIE BITTE FAXE, LUFTPOSTBRIEFE, X-NACHRICHTEN ODER E-MAILS MIT FOLGENDEN FORDERUNGEN 

▪ Ich fordere Sie nachdrücklich auf, alle Massenabschiebungen in den Sudan unverzüglich einzustellen und 

den Grundsatz der Nichtzurückweisung zu beachten, das heißt, niemanden in ein Land wie den Sudan 

auszuweisen, in dem schwere Menschenrechtsverletzungen drohen.  

▪ Ich bitte Sie außerdem, die willkürliche Festnahme und Inhaftierung von sudanesischen Staatsangehörigen 

allein wegen ihres Migrationsstatus zu beenden und alle willkürlich Inhaftierten unverzüglich freizulassen.  

▪ Bis zu ihrer Freilassung fordere ich Sie auf, sicherzustellen, dass sie unter Bedingungen festgehalten 

werden, die den internationalen Standards für die Behandlung von Gefangenen entsprechen. Sie müssen 

Zugang zu ihren Angehörigen, Rechtsbeiständen und bei Bedarf zu adäquater medizinischer Versorgung 

erhalten.  

 

ACHTUNG! Bitte prüfen Sie auf der Website der Deutschen Post unter „Aktuelle Informationen und Hinweise“, ob die 
Briefzustellung in das Zielland ungehindert möglich ist. Falls nicht, senden Sie Ihre Appellschreiben bitte auf 
elektronischem Weg. Appelle in Papierform können außerdem an die Botschaft des Ziellandes in Deutschland geschickt 
werden. 

 

APPELLE AN 

INNENMINISTER 

H.E. General Mahmoud Tawfik 
Ministry of Interior 
25, El Sheikh Rihan Street 
Bab al-Louk, Cairo, ÄGYPTEN  
(Anrede: Dear Minister / Sehr geehrter Herr Innenminister) 
Fax: (00 20) 2794 5529 
E-Mail: center@iscmi.gov.eg, E.HumanRightsSector@moi.gov.eg 
oder center@moi.gov.eg 

X (ehemals Twitter): @moiegy 

 

KOPIEN AN  
BOTSCHAFT DER ARABISCHEN REPUBLIK ÄGYPTEN 

S. E. Herrn Khaled Galal Abdelhamid 

Stauffenbergstraße 6–7 
10785 Berlin 

Fax: 030-477 1049 

E-Mail: embassy@egyptian-embassy.de oder 
secretariat@egyptian-embassy.de 
 

Bitte schreiben Sie Ihre Appelle möglichst sofort. Da Urgent Actions schnell an Aktualität verlieren können, bitten wir Sie, 

nach dem 14. August 2024 keine Appelle mehr zu verschicken. Schreiben Sie in gutem Arabisch, Englisch oder auf 

Deutsch. 

PLEASE WRITE IMMEDIATELY 
▪ I urge you to immediately halt all collective expulsions to Sudan and respect the principle of non-refoulement by not transferring anyone 

to a place like Sudan where they would be at real risk of serious human rights violations.  
▪ I also urge you to end the arbitrary arrest and detention of Sudanese nationals solely based on their migration status; and immediately 

release all those arbitrarily detained.  
▪ Pending their release, ensure that they are held in conditions in line with the international standards on the treatment of prisoners, and 

have access to their families, lawyers and any medical care they might require.  

mailto:embassy@egyptian-embassy.de


 

 

 

 

HINTERGRUNDINFORMATIONEN – FORTSETZUNG  

Amnesty International dokumentiert in dem aktuellen englischsprachigen Bericht “Handcuffed like dangerous 

criminals”: Arbitrary detention and forced returns of Sudanese refugees in Egypt detailliert, wie 

27 sudanesische Geflüchtete zwischen Oktober 2023 und März 2024 zusammen mit etwa 260 weiteren 

Personen von den ägyptischen Grenzschutztruppen, die dem Verteidigungsministerium unterstehen, sowie von 

der Polizei, die dem Innenministerium untersteht, willkürlich festgehalten wurden. Von den 27 wurden 

26 abgeschoben. Darüber hinaus zeigt der Bericht, wie die Behörden zwischen Januar und März 2024 

mindestens 800 sudanesische Gefangene abschoben, ohne ihnen die Möglichkeit zu geben, Asyl zu beantragen 

oder die Ausweisung anzufechten.  

Ägypten unterzeichnete das Abkommen über die Rechtsstellung der Flüchtlinge von 1951, das 

Übereinkommen zur Regelung der spezifischen Aspekte der Flüchtlingsprobleme in Afrika der Organisation für 

Afrikanische Einheit von 1969 und ist an den Grundsatz der Nichtzurückweisung gebunden (Non-Refoulement-

Prinzip). Das Verbot der Zurückweisung untersagt die Verbringung von Personen in Länder, in denen ihnen 

Verfolgung oder andere schwere Menschenrechtsverletzungen drohen würden. Abschiebungen ohne 

ordnungsgemäßes Verfahren verstoßen gegen den Grundsatz der Nichtzurückweisung. 

Das Evidence Lab von Amnesty International hat Fotos und verifizierte Videos von Januar 2024 gesichtet, in 

denen Frauen und Kinder zu sehen sind, die in einem von ägyptischen Grenzschützer*innen kontrollierten 

Lagerhaus auf schmutzigen und mit Müll übersäten Böden sitzen. Neben diesem Lagerhaus in einer 

Militäranlage in Abu Simbel untersuchten die Amnesty-Expert*innen die Situation in einer anderen 

Militäranlage in der Nähe von Wadi Al Karur, beide im Gouvernement Assuan. Ehemalige Inhaftierte 

berichteten, dass in den Lagerhäusern Ratten- und Taubenbefall herrschte und die Menschen dort kalte Nächte 

ohne angemessene Kleidung und Decken durchstehen mussten. Die Männerlager waren mit jeweils mehr als 

100 gemeinsam untergebrachten Männern überfüllt, und die Inhaftierten hatten nur begrenzten Zugang zu 

verstopften Toiletten, sodass sie gezwungen waren, nachts in Plastikflaschen zu urinieren. Solche grausamen 

und unmenschlichen Bedingungen verstoßen gegen das absolute Folterverbot. Amnesty International 

dokumentierte außerdem die Festnahme von mindestens 14 Geflüchteten in öffentlichen Krankenhäusern in 

Assuan, wo sie wegen schwerer Verletzungen behandelt wurden, die sie bei Verkehrsunfällen auf ihrem Weg aus 

dem Sudan nach Ägypten erlitten hatten. Die Behörden brachten sie – gegen ärztlichen Rat und bevor sie sich 

vollständig von ihren Eingriffen erholt hatten – in eine Haftanstalt, wo sie auf dem Boden schlafen mussten. 

Auch Kinder, einige unter vier Jahre alt, wurden zusammen mit ihren Müttern an diesen Orten festgehalten. 

Nach dem Völkerrecht hat jeder Mensch, unabhängig von seinem Aufenthaltsstatus, das Recht, nicht 

willkürlich inhaftiert zu werden oder allein aus migrationsbedingten Gründen inhaftiert zu werden, ohne die 

Möglichkeit zu haben, die Rechtmäßigkeit der Inhaftierung anzufechten. Kinder sollten niemals aufgrund ihres 

Migrationsstatus inhaftiert werden, da dies nie in ihrem besten Interesse ist.  

Im März 2024 vereinbarten die Europäische Union und Ägypten, ihre Beziehungen zu einer strategischen und 

umfassenden Partnerschaft auszubauen. Die EU verpflichtete sich, Ägypten im Zeitraum 2024-2027 mit 

einem Finanz- und Investitionspaket in Höhe von insgesamt 7,4 Milliarden Euro zu unterstützen. Das Paket 

umfasst ein Darlehen in Höhe von 5 Milliarden Euro als Makrofinanzhilfe, 1,8 Milliarden Euro zur 

Unterstützung privater Investitionen und 600 Millionen Euro an Zuschüssen, darunter 200 Millionen Euro für 

die Migrationssteuerung. Laut der gemeinsamen Erklärung wird die EU „migrationsbezogene Programme“ 

finanziell unterstützen. Dazu zählt die „Bekämpfung des Schleusertums und des Menschenhandels, die 

Stärkung des Grenzschutzes und die Gewährleistung einer würdigen und nachhaltigen Rückführung und 

Wiedereingliederung“. Außerdem will das Staatenbündnis Ägypten weiterhin bei der Unterbringung von 

Flüchtlingen helfen. In der Erklärung wird zwar betont, dass sich „beide Seiten zum Schutz der Rechte von 

Migrant*innen und Flüchtlingen verpflichtet haben“, doch weitere konkrete Einzelheiten zu 

Menschenrechtsgarantien werden nicht genannt. 

 

 


